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CASS
ZENTRALE VERWALTUNGSSTELLE 
FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT DER RHEINSCHIFFER

Straßburg, den 17. August 2018 – Die 
Zentrale Verwaltungsstelle für die soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer (CASS) gibt 
bekannt, dass Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Liechtenstein, Luxemburg und 
die Niederlande den Zusatz zur Vereinbarung 
über die Bestimmung der anzuwendenden 
Rechtsvorschriften für Rheinschiffer gemäß 
Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 („Ausnahmevereinbarung“) 
betreffend Liechtenstein unterzeichnet haben. 

Der Zusatz tritt am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem alle 
Unterzeichnungen eingegangen sind, und die 
Vereinbarung zwischen den unterzeichnenden 
Parteien wird mit dem Tage des Inkrafttretens 
wirksam. Da die letzte Unterzeichnung am  
7. August 2018 im Sekretariat eingegangen ist, 
tritt der Zusatz somit am 1. September 2018 
in Kraft, und die Vereinbarung wird ab diesem 
Zeitpunkt zwischen den unterzeichnenden 
Parteien (Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Luxemburg und Niederlande) 
wirksam.

ÜBER DIE AUSNAHMEVEREINBARUNG
Das Übereinkommen über die soziale Sicherheit 
der Rheinschiffer („Rheinübereinkommen“), 
das am 27. Juli 1950 unter der Schirmherrschaft 
der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt 
(ZKR) und des Internationalen Arbeitsamtes 
(IAA) verabschiedet wurde, war das erste 
europäische multilaterale Instrument zur 
Schaffung eines Systems zur Koordinierung 
der nationalen Rechtsvorschriften über 
soziale Sicherheit für die Beschäftigten in der 
Binnenschifffahrt als typische hochmobile 
Arbeitnehmer.

Dieses Übereinkommen wurde am 
30. November 1979 revidiert, um die 
zwischenzeitlich mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 eingeführten Verbesserungen 
zu übernehmen. Die Verordnung (EWG)  
Nr. 1408/71 enthielt gleichzeitig eine Klausel 
zum Vorrang des Rheinübereinkommens. 
Zur Festlegung des anwendbaren Rechts 
entschied man sich für eine „auf den Ausrüster 
abstellende“ Zuordnungsvorschrift, so wie 
sie im Rheinübereinkommen definiert ist: 
Die gesamte Besatzung eines Schiffes ist in 
dem Mitgliedstaat versichert, in dem sich der 
Niederlassungssitz des Ausrüsters befindet.

Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004, 
die am 1. Mai 2010 in Kraft trat und die 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 ablöste, 
sollte die Anzahl der Sondervorschriften 
für einzelne Tätigkeitsbereiche soweit wie 
möglich begrenzen und enthält daher weder 
eine spezifische Zuordnungsvorschrift 
für die Binnenschifffahrt, noch eine 
Sonderbest immung,  nach der  das 
Rheinübereinkommen unbeschadet der 
Verordnung Anwendung findet.

Die Vertragsstaaten des Rheinübereinkommens 
und die Sozialpartner hielten es jedoch für 
unerlässlich, die „auf den Ausrüster abstellende 
Zuordnungsvorschrift“ weiter anzuwenden, 
die ihrer Ansicht nach besser auf die Situation 
des fahrenden Personals zugeschnitten ist. Zu 
diesem Zweck schlossen diese Staaten eine 
Vereinbarung gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004, die heute so genannte 
„Ausnahmevereinbarung“, mit der die auf den 
Ausrüster abstellende Zuordnungsvorschrift in 
den europäischen Rechtsrahmen eingebunden 
wurde.

ÜBER LIECHTENSTEIN
Liechtenstein besitzt seit dem 2. Juli 2015 
Beobachterstatus bei der CASS.

ÜBER DIE CASS  
(https://www.ccr-zkr.org/12050300-de.
html)

Die Zentrale Verwaltungsstelle behandelt alle 
Fragen der Auslegung oder Anwendung des 
Übereinkommens über die soziale Sicherheit 
der Rheinschiffer („Rheinübereinkommen“) 
und der Vereinbarung über die Bestimmung 
der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
für Rheinschiffer gemäß Artikel 16 Absatz 
1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
(„Ausnahmevereinbarung“). 
















